
BERLIN. Deutschland und Österreich
wollen die EU-Partnerländer zu einer
raschenUmsetzung der Beschlüsse zur
Flüchtlingskrise bewegen. Beide Regie-
rungen hätten nun die gemeinsame
Aufgabe, „jene Länder, die besonders
betroffen sind, wachzurütteln bei der
Umsetzung“, sagte Österreichs Bun-
deskanzler Werner Faymann gestern
bei einem Treffenmit Kanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) in Berlin. Auch Mer-
kel mahnte eine rasche europäische
Lösung an.

Faymann machte klar, dass er mit
der Umsetzung der europäischen Be-
schlüsse noch nicht zufrieden ist. Die-
se seien zwar richtig – es müsse aber
noch „hart“ daran gearbeitet werden,
sie tatsächlich zur Anwendung zu
bringen, sagte er. „Es kommt auf das
Tempo an.“ Faymann wandte sich
auch an jene Länder, die den Zuzug
von Flüchtlingen über offene Grenzen

kritisieren. Angesichts des Zuzugs
„gab es eine einzige Möglichkeit: Zu
sagen, das Leben dieser Menschen, die
Versorgung, das haben wir abzusi-
chern“.

Merkel erinnerte in diesem Zusam-
menhang an die Beschlüsse zur stärke-
ren Sicherung der EU-Außengrenzen,
zur faireren Verteilung von Flüchtlin-
gen in der Union und zur Einrichtung
sogenannter Hotspots in Italien und
Griechenland, von denen aus Flücht-
linge entweder auf andere EU-Länder
verteilt oder – bei abgelehntemAsylge-
such – direkt in die Heimat abgescho-
benwerden sollen.

Ein Zaun ist vom Tisch

Diese Zentren müssten nun „schnell“
eingerichtet werden, sagte Merkel. Al-
leine an der Grenze zwischen Deutsch-
land und Österreich könne „das The-
ma Flüchtlinge keiner Lösung zuge-
führt werden“, merkte sie an. „Dies
muss an den Außengrenzen der Euro-
päischenUnion geschehen.“

Die Forderungen nach einem ra-
schen Handeln dürften auch mit dem
innenpolitischen Druck zu tun haben,
dem beide Kanzler wegen der Flücht-
lingskrise ausgesetzt sind. In Deutsch-
land kommen die meisten Flüchtlinge
über die Grenze zu Österreich an. Ös-

terreich selbst ist Transitland auf der
sogenannten Balkanroute, viele
Flüchtlinge reisen hier aus Slowenien
ein.

Deutschland hatte am 13. Septem-
ber erstmals wieder vorübergehende
Grenzkontrollen eingeführt, nachdem
über Österreich tausende Flüchtlinge
nach Bayern gekommen waren. Zeit-
weise herrschten im Grenzgebiet cha-
otische Zustände.

Mit der deutsch-österreichischen
Zusammenarbeit im Grenzgebiet zeig-
te sich Merkel inzwischen zufrieden.
In der Koordinierung beim Umgang
mit den Flüchtlingen hätten beide
Länder „erhebliche Fortschritte“ er-

zielt, sagte sie. „Die Abläufe sind doch
sehr viel gesteuerter und geordneter,
als das amAnfangwar.“

Die Schließung der deutsch-öster-
reichischen Grenze oder der Bau eines
Zauns, was in Deutschland von man-
chen Unionspolitikern gefordert wur-
de, sind vom Tisch. Merkel und Fay-
mann hatten dies immer abgelehnt.
Die Kanzlerin sprach bei dem Treffen
mit Faymann von einem „gemeinsa-
menManagement der Grenze“.

Freiheit und Demokratie verteidigen

Weiteres Thema beim Treffen der bei-
den Regierungschefs war die Reaktion
auf die Anschlagsserie von Paris. Fay-
mann forderte eine verstärkte Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehörden in
Europa. „Wir verteidigen Freiheit und
Demokratie und werden nicht das er-
füllen, was sich Terroristen von uns
wünschen“, sagte er im ARD-
„Morgenmagazin“. „Noch immer sind
wir so organisiert, dass jedes Land ein
bisschen etwas Eigenesmacht.“

Auch Merkel mahnte eine ange-
stimmte Reaktion auf die Bedrohung
durch den Terrorismus an: „Unser An-
satz ist, dass wir in Europa zusammen-
stehen müssen, dass die freiheitslie-
benden Länder dieser Erde zusammen-
stehenmüssen.“

FaymannundMerkelmachenDruck
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VON PETERWÜTHERICH, AFP

MIGRATIONDie Bundeskanzle-
rin und ihr österreichischer
Amtskollegewollen, dass
Europa in der Flüchtlings-
fragemehr tut.

Besorgte Mienen. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und der österreichische Bundeskanzler Werner Faymann kamen gestern in Berlin zusammen und
sprachen über die Flüchtlingskrise. Foto: dpa
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AKTUELL IM NETZ

Weitere Informationen zum Thema
finden Sie bei uns im Internet:
➤ www.mittelbayerische.de

●➲ Mehr zum Thema!

Kretschmann: Neuer
Kurs in der Asylpolitik
STUTTGART.Kurz vor demGrünen-Par-
teitag hat Baden-WürttembergsMinis-
terpräsidentWinfried Kretschmann
einUmdenken seiner Partei ange-
sichts der Flüchtlingskrise gefordert.
„Wirmüssen uns in dermomentanen
Krise von einigen liebgewonnenen Po-
sitionen verabschieden, um dieHer-
ausforderung der Flüchtlingsintegrati-
on zumeistern“, sagte Kretschmann
der „WirtschaftsWoche“. Die Grünen
könnten etwa „nicht in demMaßewie
bisher gegen den Flächenfraß kämp-
fen“. „Wir brauchen viele neueWoh-
nungen. Da führt keinWeg dran vor-
bei.“ Er hält unter anderem Steuerer-
leichterungenwie verbesserte Ab-
schreibungsmöglichkeiten für sinn-
voll, um Investitionen in denWoh-
nungsbau anzukurbeln. Am Freitag-
abend beginnt inHalle der dreitägige
Grünen-Bundesparteitag. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Katholiken: Wer folgt
auf Alois Glück?
BONN.An der Spitze des Zentralkomi-
tees der deutschenKatholiken steht
am Freitag einWechsel an. Die Voll-
versammlung der katholischen Laien-
organisation entscheidet in Bonn über
die Nachfolge von Präsident Alois
Glück.Mit der Bundestagsabgeordne-
tenMaria Flachsbarth und demnord-
rhein-westfälischen Landtagsmitglied
Thomas Sternberg (beide CDU) gibt es
erstmals zwei Bewerber. Der neue Prä-
sident des Zentralkomiteeswird für
zwei Jahre gewählt undmuss von den
Bischöfen bestätigt werden. Präsident
Glück hatte bereits vor seinerWieder-
wahl 2013 angekündigt, nur noch für
zwei statt der regulären vier Jahre zur
Verfügung zu stehen. (epd)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Merkel verliert in Bayern
an Zustimmung
MÜNCHEN/BERLIN. Bundeskanzlerin
AngelaMerkel verliert im Zuge der
Flüchtlingskrise in Bayern an Beliebt-
heit. Nach einer neuenUmfrage ist
nur noch eine vergleichsweise knappe
Mehrheit von 54 Prozent der bayeri-
schen BürgermitMerkels Arbeit zu-
frieden. Das hat dasMeinungsfor-
schungsinstitut GMS imAuftrag von
Sat.1 Bayern ermittelt. ZuMerkels bes-
ten Zeiten vor der Landtagswahl 2013
waren noch rekordverdächtige 84 Pro-
zent der Bürger BayernsmitMerkel
zufrieden gewesen. Damals nutzte
CSU-Chef Horst SeehoferMerkels Po-
pularität für sich imWahlkampf, in-
zwischen sind Seehofers Zustim-
mungswerte jedochweit höher als die
der Kanzlerin. Laut Umfrage sind 75
Prozent derWählermit der Arbeit des
Ministerpräsidenten zufrieden, wie
der Sender gesternmitteilte. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Hamburg ehrt Schmidt
mit Gedenkmedaillen
HAMBURG.Mit einer Serie von Gedenk-
münzen aus Silber undGold ehrt
Hamburg den am 10. November ge-
storbenenAltkanzler Helmut
Schmidt. Finanzsenator Peter Tschent-
scher (SPD) prägte gestern die erste
von 25 000 Silbermünzenmit dem Por-
trät des Hamburger Ehrenbürgers. Ins-
gesamt sind elfMotive geplant, zehn
auf Silber und eines auf Gold. Die
Münzen sollenwichtige Stationen aus
dem Leben des SPD-Politikers zeigen.
Dazu gehört etwa die Sturmflut von
1962, bei der sich der damaligeHam-
burger Innensenator alsMacher einen
Namenmachte.WeitereMotive sind
Schmidt als Verteidigungsminister
und als Kanzler. (dpa)
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POLITIK IN KÜRZE

Schmidt war am 10. November mit
96 Jahren gestorben. Foto: dpa

REGENSBURG. In der Flüchtlingskrise
ist Deutschland das Ziel der meisten
Menschen. Eine Verteilungsquote soll
dieses Ungleichgewicht lösen. Doch
kann die Umverteilung gelingen, ohne
dass die Rechte der Flüchtlinge darun-
ter leiden? Zu diesem Thema veran-
staltete der Studentenverein „Junges
Europa“ am Mittwoch einen Diskussi-
onsabend mit Vertretern aus Politik
und Wissenschaft an der Universität
Regensburg.

Hartmut Sprung vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge kriti-
sierte gleich zu Beginn die fehlende So-
lidarität in der Europäische Union:
„Schon durch die Finanzkrise haben
sich erste Risse in der Einheit gezeigt
und jetzt knicken wir bei der ersten

großen Belastung ein.“ Wenn nicht
bald ein funktionierendes System ge-
fundenwerde, nehme die EU Schaden.

Auch für Sabine Klotz, Politologin
an der Uni Erlangen-Nürnberg, ist ein-
heitliches Handeln der Schlüssel. „Es
kann nicht sein, dass die Chance auf
Asyl davon abhängt, in welchem Land
man ankommt.“ Eine von Fläche und
Einkommen abhängige Quote zur Ver-
teilung der Flüchtlinge in die EU-Län-

der könne nur funktionieren, wenn
überall dieselben Standards herrsch-
ten. Länder, die sich weigern, Flücht-
linge aufzunehmen, sollen einen fi-
nanziellen Ausgleich leisten müssen.
Es sei besser, Geld hin- und herzu-
schieben, als Menschen. Dieses Kon-
zept gestaltet sich aber bei finanz-
schwachen Ländern wie Griechenland
als schwierig.

Für den italienischen Botschaftsrat
Andrea Vitolo steht die EU vor einer
entscheidenden Situation für ihre po-
litische Identität. „Die EU hat bisher
nicht schlecht gehandelt. Die Alterna-
tive wären Zäune gewesen. Aber jetzt
mussmehr getanwerden!“

So positiv sieht Zekarias Kebraeb
die Situation nicht. Er ist vor zwölf
Jahren aus Eritrea vor Diktatur und
Militärdienst geflüchtet. In vielen EU-
Ländern stieß er auf Ablehnung. „Wir
sind keine Ware, die hin- und herge-
schoben werden kann. Eine Quote ist
keine Lösung.“, sagte er. Viel wichtiger
sei, die Fluchtursachen zu bekämpfen.

Dabei ginge es nicht um militärische
Einsätze, sondern schlicht um politi-
sche und wirtschaftliche Sanktionen.
In Eritrea herrsche Diktator Isayas
Afewerki seit 25 Jahren ungestört,
während seine illegalen Geschäfte bis
nach Deutschland reichten. In diesem
Jahr schickt die EU 300Millionen Euro
Hilfsgelder, um Arbeitsplätze zu schaf-
fen. „Das ist lächerlich. Ich bin nicht
geflohen, weil ich keine Arbeit hatte,
sondern keine Freiheit.“ Heute sieht er
aber Verbesserungen. Vor allem die Be-
völkerung heißt in vielen Ländern
Flüchtlingewillkommen.

Hartmut Sprung ist gleicher Mei-
nung: „Ich erlebe nun die dritte
Flüchtlingswelle. Brennende Wohn-
heime gab es jedes Mal, aber noch nie
eine solche Hilfsbereitschaft.“ Der
Staat müsse die freiwilligen Helfer
aber besser unterstützen. Auch der le-
gale Zugang müsse erleichtert werden.
Eine Flucht aus Syrien nach Deutsch-
land dauert zurzeit im Schnitt drei bis
zehn Jahre – und damit viel zu lange.
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VON DANIEL BAIERL, MZ

MIGRATION Experten sprechen
darüber, ob eine Quote hilft
oderMenschen degradiert.

FlüchtlingewollenkeineWare sein

Zekarias Kebraeb (links) und Hartmut
Sprung kritisierten die fehlende Ein-
heit in der Flüchtlingspolitik.
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● Die Länder der EU stehen vor einer entscheidenden Situation
FLÜCHTLINGE IN DEUTSCHLAND UND EUROPA
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